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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Änderung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 und zur Vereinheitlichung 
der Regelung für die Zahlung der Familienleistungen an Arbeitnehmer, 
deren Familienangehörige in einem anderen als dem Beschäftigungsland 
wohnen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 2, 7 und 51, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft 
zu- und abwandern 1 ), in der Fassung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1392/74 2 ), insbesondere auf die 
Artikel 95 und 97, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 574/72 
des Rates vom 21. März 1972 3 ) über die Durchfüh- 
rung der vorgenannten Verordnung (EWG) Nr. 
1408/71 in der Fassung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2639/74 4 ), insbesondere auf Artikel 121, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission nach 
vorheriger Anhörung der Verwaltungskommission 
für die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat gemäß Artikel 98 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 die Frage der Familienleistungen 
für die nicht im Beschäftigungsland wohnenden Fa- 
milienangehörigen des Arbeitnehmers in ihrer Ge- 
samtheit erneut zu prüfen, um zu einer für alle Mit- 
gliedstaaten einheitlichen Regelung zu gelangen. 


Die in einem anderen Mitgliedstaat als Frankreich 
beschäftigten oder Leistungen bei Arbeitslosigkeit 
nach den Rechtsvorschriften eines dieser Staaten be- 
ziehenden Arbeitnehmer erhalten auf Grund der 
vorgenannten Artikel 73 und 74 für ihre in einem 
anderen Mitgliedstaat wohnenden Familien die in 
den Rechtsvorschriften des Beschäftigungslandes 
bzw. des die Leistungen bei Arbeitslosigkeit schul- 
denden Landes vorgesehenen Familienleistungen. 

Diese Lösung gewährleistet die Gleichbehandlung 
aller denselben Rechtsvorschriften unterliegenden 
Arbeitnehmer. 

Von der Vorschrift, wonach der Arbeitnehmer und 
dessen Anspruchsberechtigte die in den für ihn 
maßgebenden Rechtsvorschriften vorgesehenen Lei- 
stungen zu erhalten haben, darf nur ausnahmsweise 
abgewichen werden, wenn die Gewährung dieser 
Leistungen auf erhebliche verwaltungsmäßige Hin- 
dernisse stoßen würde, wie dies bei Sachleistungen 
der Kranken- und Mutterschaftsversicherung oder 
der Versicherung gegen Arbeitsunfall und Berufs- 
krankheit im Falle des Wohnens oder Aufenthalts 
in einem anderen als demjenigen Mitgliedstaat, in 
dem der zuständige Träger seinen Sitz hat, zutrifft. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 149 
vom 5. Juli 1971, S. 2 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 152 
vom 8. Juni 1974 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 74 
vom 27. März 1972, S. 1 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 213 
vom 19. Oktober 1974 
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Die von acht Mitgliedstaaten angewendete Rege- 
lung bei Familienleistungen gewährleistet die Ab- 
stimmung zwischen den Vergünstigungen, die den 
Familien vom Beschäftigungsland in steuerlicher 
Hinsicht gewährt werden, und den Familienleistun- 
gen. 

Auf Grund der Zusammenhänge zwischen der 
Höhe der verschiedenen Sozialversicherungsleistun- 
gen ein und desselben Mitgliedstaates sichert diese 
Regelung den Arbeitnehmern einen ausgewogene- 
ren sozialen Schutz. 

Diese Regelung ist somit auch auf die den franzö- 
sischen Rechtsvorschriften unterliegenden Arbeit- 
nehmer anzuwenden, und demzufolge sind die Ver- 
ordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und Nr, 574/72 sowie 
die dazugehörigen Anhänge im gleichen Sinne zu 
ändern — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 wird wie folgt 
geändert: 

1. In Titel III erhält die Überschrift von Kapitel 7 
folgenden Wortlaut: 

„Familienleistungen für Arbeitnehmer und Ar- 
beitslose". 

2. Bei Artikel 73: 

a) die Absätze 1 und 2 erhalten folgenden 
Wortlaut: 

„Ein Arbeitnehmer, der den Rechtsvorschrif- 
ten eines Mitgliedstaates unterliegt, hat vor- 
behaltlich der Bestimmungen in Anhang V 
für seine in einem anderen Mitgliedstaat 
wohnenden Familienangehörigen Anspruch 
auf Familienleistungen nach den Rechtsvor- 
schriften des ersten Staates, als ob die Fa- 
milienangehörigen in diesem Staat wohn- 
ten."; 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 


3. Artikel 74 erhält folgenden Wortlaut: 

„Ein Arbeitsloser, der Leistungen bei Arbeits- 
losigkeit nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaates bezieht, hat vorbehaltlich der Be- 
stimmungen in Anhang V für seine in einem 
anderen Mitgliedstaat wohnenden Familien- 
angehörigen Anspruch auf Familienleistungen 
nach den Rechtsvorschriften des ersten Staates, 
als ob diese Familienangehörigen in diesem 
Staat wohnten." 

4. Bei Artikel 75: 

a) Vorspann und Text von Absatz 1 Buch- 
stabe a erhalten folgenden Wortlaut: 

„Artikel 75 

Gewährung der Leistungen 

1. Die Familienleistungen werden in den 
Fällen des Artikels 73 vom zuständigen 
Träger des Staates gewährt, dessen 
Rechtsvorschriften für den Arbeitnehmer 
gelten; in dem in Artikel 74 genannten 
Fall gewährt sie der zuständige Träger 
des Staates, nach dessen Rechtsvorschrif- 
ten der Arbeitslose Leistungen bei Ar- 
beitslosigkeit bezieht. Sie werden nach 
den für diese Träger geltenden Bestim- 
mungen unabhängig davon gezahlt, ob 
die natürliche oder juristische Person, 
an die sie zu zahlen sind, im Gebiet des 
zuständigen Staates oder in dem eines 
anderen Mitgliedstaates wohnt oder sich 
dort aufhält;"; 

b) die Buchstaben b und c werden Absatz 2 
bzw. 3; 

c) Absatz 2 wird gestrichen. 

5. Vorspann und Text des Artikels 76 erhalten 
folgenden Wortlaut: 

„Artikel 76 

Prioritätsregeln für den Fall des Zusammentref- 
fens von Ansprüchen auf Familienleistungen 
gemäß Artikel 73 und 74 und bei Ausübung 
einer beruflichen Tätigkeit im Wohnland der 
Familienangehörigen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 29. April 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Fa 2/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 10. April 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts - und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beigefügt. 
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Der Anspruch auf die nach den Artikeln 73 und 
74 geschuldeten Familienleistungen ruht, wenn 
wegen der Ausübung einer beruflichen Tätig- 
keit Familienleistungen auch nach den Rechts- 
vorschriften des Mitgliedstaates, in dem die Fa- 
milienangehörigen wohnen, zu zahlen sind/' 


b) Folgende Ziffer 5 wird angefügt: 

„5. Unbeschadet der Artikel 73 und 74 der 
Verordnung werden die Wohnungsbei- 
hilfe nach Artikel 510 Ziffer 5 des Ge- 
setzbuchs der sozialen Sicherheit (Code 
de la securite sociale), die vom Fonds 
national d'aide au logement (Staatlicher 
Fonds für Wohnungshilfe) finanzierten 
Beihilfen und die Umzugsprämien nach 
Artikel 16 Buchstabe h des Gesetzes 
vom 22. August 1946 nur Personen ge- 
währt, die im französischen Hoheitsge- 
biet wohnen." 


6. Artikel 90 wird gestrichen. 

7. Artikel 94 Absatz 9 wird gestrichen. 

8. Artikel 98 wird gestrichen. 

9. In Anhang I erhält Abschnitt „G. Luxemburg" 
folgenden Wortlaut: 

„G. Luxemburg 

a) die vorgeburtlichen Beihilfen 

b) die Geburtsbeihilfen". 

10* In Anhang II, Teil A, erhält Ziffer „19. Deutsch- 
land-Luxemburg" folgenden Wortlaut: 

„Die Artikel 4, 5, 6 und 7 des Vertrages vom 
11. Juli 1959 (Ausgleichsvertrag)". 

11. In Anhang V, Abschnitt „D. Frankreich": 

a) Ziffer 4 erhält folgenden Wortlaut: 

„4. Ein Arbeitnehmer, der in Anwendung 
des Artikels 14 Absatz 1 Buchstabe a. 
den französischen Rechtsvorschriften 
unterliegt, hat für seine Familienange- 
hörigen, die ihn in das Gebiet des Mit- 
gliedstaates begleiten, in das er ent- 
sandt wird, Anspruch auf folgende Fa- 
milienleistungen : 

a) vorgeburtliche Leistungen nach Arti- 
kel L 516 des Gesetzbuchs der so- 
zialen Sicherheit (Code de la secu- 
rite sociale); 


Artikel 2 

Die Verordnung (EWG) Nr. 574/72 wird wie folgt 
geändert: 

1. Bei Artikel 10: 

a) nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 
eingefügt: 

„2. Die Bestimmungen in Absatz 1 Buch- 
stabe a Satz 1 und Buchstabe b Satz 1 
lassen das Recht jedes Mitgliedstaates 
unberührt, die nach seinen eigenen 
Rechtsvorschriften geschuldeten Leistun- 
gen nur bis zur Höhe der entweder nach 
Artikel 73 oder 74 oder nach Artikel 77 
oder 78 der Verordnung geschuldeten 
Leistungen auszusetzen."; 

b) Absatz 2 wird Absatz 3; 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 

2. Die Überschrift von Titel IV Kapitel 7 erhält 

folgenden Wortlaut: 

„Familienleistüngen" . 

3. Bei Artikel 86: 


b) Familienbeihilfen nach Artikel L 524 
und L 531 des Gesetzbuchs der so- 
zialen Sicherheit (Code de la secu- 
rite sociale); 

c) Zulage zum Ausgleich der Zedular- 
Steuer nach Artikel L 532 des Ge- 
setzbuchs der sozialen Sicherheit 
(Code de la securite sociale). 

Diese Leistung kann jedoch nur dann 
gezahlt werden, wenn das anläßlich 
der Entsendung gezahlte Arbeitsent- 
gelt in Frankreich der Einkommen- 
steuer unterliegt; 

d) Alleinverdienerzulage nach Artikel 
L 533 des Gesetzbuchs der sozialen 
Sicherheit (Code de la securite 
sociale)." 


a) die Überschrift vor Artikel 86 erhält fol- 
genden Wortlaut: 

„Durchführung des Artikels 73 und des Arti- 
kels 75 Absätze 1 und 2 der Verordnung"; 

b) der Vorspann des Artikels 86 wird ge- 
strichen; 

c) Absatz 4 erhält folgenden Wortlaut: 

„4. Die zuständigen Behörden von zwei 
oder mehr Mitgliedstaaten können, ins- 
besondere zur Erleichterung der An- 
wendung des Artikels 75 der Verord- 
nung, besondere Durchführungsregelun- 
gen für die Zahlung der Familienlei- 
stungen vereinbaren. Diese Verein- 
barungen sind der Verwaltungskom- 
mission mitzuteilen." 
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4. Artikel 87 wird gestrichen. 

5. Bei Artikel 88: 

a) die Überschrift vor Artikel 88 erhält folgen- 
den Wortlaut: 

„Durchführung des Artikels 74 der Verord- 
nung" ; 

b) der Vorspann des Artikels 88 wird gestri- 
chen. 

6. Artikel 89 wird gestrichen. 

7. Artikel 98 wird gestrichen. 

8. Artikel 101 Absatz 1 erhält folgenden Wort- 
laut: 

„1. Die Verwaltungskommission erstellt gemäß 
den Artikeln 36 f 63 und 70 der Verordnung 
für jedes Kalenderjahr eine Übersicht über 
die Forderungen." 

9. Artikel 102 Absatz 2 erhält folgenden Wort- 
laut: 

„2. Die Erstattungen gemäß den Artikeln 36, 
63 und 70 der Verordnung erfolgen für 
sämtliche zuständigen Träger eines Mit- 
gliedstaates zugunsten der forderungsbe- 
rechtigten Träger eines anderen Mitglied- 
staates über die von den zuständigen Be- 
hörden der Mitgliedstaaten bezeichneten 
Stellen. Die Stellen, über die die Erstattun- 
gen erfolgt sind, teilen der Verwaltungs- 
kommission die Höhe der erstatteten Be- 
träge innerhalb der von der Verwaltungs- 
kommission festgesetzten Fristen und nach 
den von ihr festgelegten Einzelheiten mit." 

10. Artikel 104 Absatz 2 erhält folgenden Wort- 
laut: 

„2. Bestimmungen, die zwischen zwei oder 
mehr Mitgliedstaaten nach Inkrafttreten 
der Verordnung angewendet werden und 
den in Absatz 1 genannten Bestimmungen 
entsprechen, sind in den Anhang 5 der 
Durchführungsverordnung aufzunehmen. 
Das gleiche gilt für die Bestimmungen, die 
nach Artikel 97 Absatz 2 der Durchfüh- 
rungsverordnung vereinbart werden." 

11. Artikel 119 wird gestrichen. 

12. In Anhang 2 wird im Abschnitt „D. Frankreich" 
Ziffer 3 gestrichen. 

13. Zu Anhang 10: 

a) in Abschnitt „A. Belgien" wird Ziffer 4 
Buchstabe d gestrichen; 


b) in Abschnitt „B. Dänemark" : 

i) Teil I Ziffer 4 Buchstabe a erhält folgen- 
den Wortlaut: 

,,a) Erstattungen gemäß Artikel 36 und 
Artikel 63 der Verordnung: 

Sikringsstyrelsen (Landesversiche- 
rungsamt), Kobenhavn", 

ii) Teil II Ziffer 4 Absatz 2 erhält folgenden 
Wortlaut: 

„Erstattungen gemäß Artikel 36 und Ar- 
tikel 63 der Verordnung: 

Sikringsstyrelsen (Landesversicherungs- 
amt), Kobenhavn"; 

c) in Abschnitt „D. Frankreich" wird Ziffer 7 
gestrichen; 

d) zu Abschnitt „E. Irland" : 

i) Ziffer 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„1. Bei Anwendung des Artikels 6 Ab- 
satz 1, 

des Artikels 1 1 Absatz 1 , 
des Artikels 13 Absätze 2 und 3, 
des Artikels 14 Absätze 1 bis 3, 
des Artikels 38 Absatz 1, 
des Artikels 70 Absatz 1, 
des Artikels 85 Absatz 2 und 
des Artikels 91 Absatz 2 der 

Durchführungsverordnung : 

Departement of Social Welfare (Mi- 
nisterium für Sozialordnung), Dub- 
lin"; 

ii) Ziffer 3 Buchstabe b erhält folgenden 
Wortlaut: 

,,b) Bei Anwendung des Artikels 70 der 
Verordnung und des Artikels 102 
Absatz 2 der Durchführungsverord- 
nung: 

Departement of Social Welfare (Mi- 
nisterium für Sozialordnung), Dub- 
lin"; 

e) in Abschnitt „F. Italien" : 

i) Ziffer 4 wird gestrichen-, 

ii) die Ziffern 5, 6 und 7 werden Ziffern 4, 
5 und 6; 

iii) Ziffer 5 Buchstabe c erhält folgenden 
Wortlaut: 

,,c) Erstattungen gemäß Artikel 70 der 
Verordnung: 

Istituto nazionale della previdenza 
sociale (Staatliche Anstalt für so- 
ziale Vorsorge), Roma"; 
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f) in Abschnitt „G. Luxemburg": 

i) Ziffer 4 erhält folgenden Wortlaut: 

„4. Bei Anwendung des Artikels 80 Ab- 
satz 2, des Artikels 81 und des Ar- 
tikels 82 Absatz 2 der Durchfüh- 
rungsverordnung : 

Office national du travail (Staat- 
liches Arbeitsamt), Luxembourg"; 

ii) Ziffer 7 Buchstabe d wird gestrichen; 

h) in Abschnitt „H. Niederlande" wird Ziffer 4 
Buchstabe c gestrichen. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am ersten Tage des sechsten 
Monats nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften in Kraft. 

Artikel 1 Ziffer 10 gilt jedoch ab 1. Januar 1975. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


I. Allgemeine Erwägungen 
Einleitung 

Die Zahlung der Familienleistungen an Familienan- 
gehörige, die in einem anderen als dem Mitglied- 
staat der Beschäftigten wohnen, wird in den Arti- 
keln 73 und 74 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
des Rates geregelt, die am 14. Juni 1971 nach der 
allgemeinen Neufassung der Verordnung Nr. 3 über 
die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer ver- 
abschiedet wurde. In diesen Bestimmungen wird 
folgendes vorgesehen: 

1. Die in einem anderen Mitgliedstaat als Frank- 
reich beschäftigten Arbeitnehmer und die Lei- 
stungen wegen Arbeitslosigkeit nach den Rechts- 
vorschriften des ersten Staates erhaltenden Ar- 
beitslosen haben für ihre in einem anderen Staat 
wohnenden Familienangehörigen Anspruch auf 
die in diesen Rechtsvorschriften vorgesehenen 
Familienleistungen. 

2. Die in Frankreich beschäftigten Arbeitnehmer 
und die Leistungen wegen Arbeitslosigkeit nach 
den französischen Rechtsvorschriften beziehen- 
den Arbeitslosen haben für ihre in einem ande- 
ren Mitgliedstaat wohnenden Familienangehöri- 
gen Anspruch auf die Familienbeihilfen nach den 
Rechtsvorschriften des letzteren Staates. 

Die Familienleistungen nach Artikel 73 Absatz 1 
und Artikel 74 Absatz 1 enthalten jedoch folgendes 
nicht: 

1. Die in Anhang I aufgeführten besonderen Ge- 
burtsbeihilfen, die nach Artikel 1 Buchstabe u 
Ziffer i nicht in den Geltungsbereich der Ver- 
ordnung fallen *) ; 

2. die Wohnbeihilfen 2 ) und die Familienleistungen, 
die in Luxemburg nach dem 1. Oktober 1972 aus 
bevölkerungspolitischen Gründen eingeführt 
werden sollen 3 ), nach Artikel 90. 

Ferner werden die Familienbeihilfen für Kinder von 
Rentnern und die Familienbeihilfen, zusätzlichen 
oder besonderen Beihilfen für Waisen in Kapitel 8 
dieser Verordnung zu einer besonderen Regelung 
zusammengefaßt, die auch für die Kinderzuschüsse 
dieser Berechtigten und für Waisenrenten gilt. 

Die bei der Neufassung der Verordnung Nr. 3 
eingeführte Regelung wurde nur vorübergehend an- 
genommen. In Artikel 98 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 heißt es nämlich: 

„Der Rat prüft vor dem 1. Januar 1973 4 ) auf Vor- 
schlag der Kommission erneut den gesamten Fra- 
genkreis der Zahlung von Familienleistungen an 
die nicht in den zuständigen Staaten wohnenden 
Familienangehörigen, um zu einer einheitlichen Lö- 
sung für alle Mitgliedstaaten zu gelangen." 


Es ist zu bemerken, daß in dieser Bestimmung nicht 
die besonderen Geburtshilfen erfaßt sind, die wegen 
ihrer bevölkerungspolitischen Zweckbestimmung - 
dieser Grund ist weiterhin aktuell - aus dem Gel- 
tungsbereich der Verordnung herausgenommen 
wurden, und auch nicht die Beihilfen für unterhalts- 
berechtigte Kinder von Rentnern und für Waisen, 
für die bereits eine einheitliche Regelung besteht. 
Der Vorschlag der Kommission beschränkt sich so- 
mit auf die Vereinheitlichung der Regelung nach 
Artikel 73 und 74 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/ 
71. 

A. Problemstellung 

Der Anspruch auf Familienleistungen hängt von fol- 
gendem ab: 

a) in jedem Mitgliedstaat mit Ausnahme der Nie- 
derlande und in einzelnen Fällen mit Ausnahme 
Deutschlands davon, daß die Familienangehöri- 
gen in diesem Mitgliedstaat wohnen; 

b) ferner in Belgien, Frankreich, Italien und den 
Niederlanden 5 ) davon, daß der Vater oder die 
Mutter eine Erwerbstätigkeit ausübt. 

Daraus folgt, daß ohne Koordinierungsvorschriften 
die Familienangehörigen, die in einem anderen Mit- 
gliedstaat als dem Beschäftigungsland des Arbeit- 
nehmers wohnen, von den Ausnahmen nach Buch- 
staben a abgesehen, nicht in den Genuß der Fa- 
milienleistungen des Beschäftigungslandes kom- 
men können. 

Wohnen diese Familienangehörigen darüber hinaus 
in einem Mitgliedstaat, in dem der Anspruch von 
der Ausübung einer Erwerbstätigkeit abhängt, so 
erhalten sie auch die Familienleistungen des Wohn- 
landes nicht. 

Im Rahmen einer internationalen oder gemeinschaft- 
lichen Koordinierungsregelung stellen sich insbe- 
sondere die beiden folgenden Fragen: 

1. welche Rechtsvorschriften sind für die Gewäh- 
rung der Familienleistungen heranzuziehen? 

2. welches Land hat die gewährten Leistungen zu 
seinen Lasten zu nehmen? 


1) Es handelt sich um die Geburtsbeihilfe in Belgien und 
in Luxemburg sowie um die vorgeburtlichen Beihilfen 
und das Mutterschaftsgeld in Frankreich. 

2 ) Nur in Frankreich wird diese Beihilfe im Rahmen der 
Rechtsvorschriften über Familienleistungen gewährt. 

3 ) Es handelt sich um die vorgeburtlichen Leistungen. 

4 ) Dieser Zeitpunkt konnte wegen des späten Inkrafttre- 
tens der Verordnung Nr. 1408/71 (am 1. Oktober 1972) 
und der Arbeiten im Gefolge des Beitritts der neuen 
Mitgliedstaaten, die sich auf technische Anpassungen 
des abgeleiteten Rechts beschränken mußten, nicht 
eingehalten werden. 

5) für die ersten beiden Kinder 
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B. Mögliche Lösungen 

Im internationalen Recht wurden für diese Probleme 
unterschiedliche Lösungen gefunden, die darin be- 
stehen, daß die Familienangehörigen folgendes er- 
halten; 

1. entweder die Leistungen nach den Rechtsvor- 
schriften des Beschäftigungslandes, wie wenn sie 
in diesem Lande wohnten; 

2. oder die Leistungen nach den Rechtsvorschriften 
des Wohnlandes, wie wenn der Arbeitnehmer 

dort beschäftigt wäre. 

\ 

Diese Lösungen enthalten sehr oft sehr differen- 
zierte Beschränkungen in bezug sowohl auf den 
Leistungssatz als auch auf die Übernahme der Lei- 
stungen. 

Im Gemeinschaftsrecht wird, wie weiter oben aus- 
geführt, durch die Verordnung (EWG) Nr. 1406/71 
je nach Mitgliedstaat, in dem der Arbeitnehmer be- 
schäftigt ist, die eine oder die andere der beiden 
Lösungen angewendet. 

Die Erörterungen in der Verwaltungskommission 
für die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 
haben gezeigt, daß sich die Vereinheitlichung des 
gegenwärtigen Systems auf die Wahl der einen 
dieser Lösungen für alle Arbeitnehmer unabhängig 
vom Beschäftigungsland beschränkt. 

i 

C. Bewertung der Lösungen 

1. Grundsätzlich 

Bei der Zahlung der Familienleistungen nach den 
Rechtsvorschriften des Wohnlandes der Familien- 
angehörigen wird der Zusammenhang zwischen 
Höhe und Umfang der Familienleistungen in einem 
Land und Kosten der Familienlasten für den Arbeit- 
nehmer, insbesondere Kosten für Erziehung und 
Unterhalt der Kinder in diesem Land, berücksichtigt. 
Diese Lösung gewährleistet außerdem die Gleich- 
behandlung zwischen Familien, die in ein und dem- 
selben Land wohnen. 

Für die Lösung, die in der Zahlung der Familien- 
leistungen des Beschäftigungslandes besteht, lassen 
sich hingegen folgende Argumente anführen: 

— diese Lösung sichert allen in ein und demselben 
Land beschäftigten Arbeitnehmern die gleiche 
Behandlung; sie steht damit als einzige in Über- 
einstimmung mit Artikel 48 des EWG-Vertrags, 
worin „die Abschaffung jeder unterschiedlichen 
Behandlung der Arbeitnehmer", die in ein und 
demselben Mitgliedstaat beschäftigt sind, gefor- 
dert wird; 

— sie gewährleistet einen einheitlicheren Schutz 
des Arbeitnehmers in bezug auf die soziale 
Sicherheit insgesamt, da der Arbeitnehmer in 
den übrigen Versicherungszweigen die Leistun- 
gen nach den Rechtsvorschriften des Beschäfti- 
gungslandes erhält 6 ) ; 


— sie gestattet ferner die Beachtung der in den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates beste- 
henden Zusammenhänge zwischen steuerlichen 
Maßnahmen zugunsten von Familien und Höhe 
und Umfang der Familienleistungen; 

— der Arbeitnehmer erhält Leistungen entspre- 
chend den entrichteten Beiträgen. 

2. Praktisch 

Die Prüfung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten und der Wanderbewegungen zwischen den 
Mitgliedstaaten gestattet folgende Feststellungen: 

a) hinsichtlich der Herkunft der Nutznießer der 
p emeinschaf tsbestimmungen : 

— nach den vorliegenden, in Anlage A enthal- 
tenen Angaben beläuft sich die Zahl der Fa- 
milienangehörigen, die Familienleistungen 
nach Artikel 73 und 74 der Verordnung 
(EWG) Nr, 1408/71 beziehen, auf insgesamt 
144 593. Davon wohnen 90 296 in Italien, und 
12 192 sind Unterhaltsberechtigte eines in 
Frankreich beschäftigten Arbeitnehmers. 

b) hinsichtlich der Rechtsvorschriften: 

— die Familienbeihilfen sind - zuweilen bei 
weitem - am höchsten in Mitgliedstaaten, die 
Arbeitskräfte einführen (vgl. Anlage B). Nur 
das Vereinigte Königreich bildet eine Aus- 
nahme zu dieser Regel. Die Familienbeihilfen 
sind dort nämlich auffallend gleich hoch wie 
in Irland; 

— mehrere Mitgliedstaaten (Belgien, Dänemark, 
Luxemburg und vor allem Frankreich) haben 
neben den eigentlichen Familienbeihilfen 
andere besondere Familienleistungen (vgl. 
Anlage C). Auch hier handelt es sich um Mit- 
gliedstaaten, die Arbeitskräfte einführen. 

Aus diesen Feststellungen lassen sich folgende 
Schlußfolgerungen hinsichtlich der Auswirkungen 
einer Vereinheitlichung der Regelung für die Zah- 
lung der Fämilienleistungen ziehen: 

a) Zahlung der Familienleistungen des Wohnlandes 
durch alle Mitgliedstaaten: 

— sie würde an den Verhältnissen der in Frank- 
reich beschäftigten Arbeitnehmer nichts än- 
dern, außer daß diese neben den Familien- 
beihilfen die unter Umständen im Wohnland 
vorgesehenen Familienleistungen erhalten 
würden; 


6 ) Es sei bemerkt, daß der für die soziale Sicherheit auf- 
gewendete Anteil des Bruttosozialprodukts nicht von 
allen Staaten in gleicher Weise auf die einzelnen 
Zweige verteilt wird. Einzelne wenden beispielsweise 
verhältnismäßig mehr Mittel für Renten als für Fami- 
lienleistungen auf oder umgekehrt. 
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— sie würde einen Vorteil für die Arbeitneh- 
mer darstellen, deren Familienangehörige in 
Belgien, Deutschland, Frankreich und Luxem- 
burg wohnen und die in anderen Mitglied- 
staaten beschäftigt sind; 

— sie würde für die Mehrheit der Betroffenen, 
das heißt für die in Italien wohnenden Fami- 
lienangehörigen, eine fühlbare Herabsetzung 
der Leistungen bedeuten, denn sie würden 
dann anstatt, wie bisher, der Leistungen des 
Beschäftigungslandes die weniger hohen Lei- 
stungen nach den italienischen Rechtsvor- 
schriften erhalten. Man würde also an- 
nähernd zu den Verhältnissen zurückkehren, 
wie sie vor der allgemeinen Neufassung der 
Verordnung Nr. 3 herrschten. 

b) demgegenüber Zahlung der Familienleistungen 
des Beschäftigungslandes: 

— sie würde an den Verhältnissen der in den 
anderen Mitgliedstaaten als Frankreich be- 
schäftigten Arbeitnehmer nichts ändern; 

— sie würde einem Teil der Arbeitnehmer, die 
in Frankreich beschäftigt sind und deren 
Familien in einem anderen Mitgliedstaat 
wohnen, wegen des hohen Standes und des 
weiten Fächers der Familienleistungen in 
Frankreich bedeutende Vorteile bringen. 

Ergebnis 

Die Kommission ist der Auffassung, daß die An- 
sprüche der Wanderarbeitnehmer zwar unabhängig 
davon, in welchem Mitgliedstaat sie beschäftigt 
sind, nach denselben Grundsätzen festzulegen sind, 
diese Vereinheitlichung aber nicht zu einer Minde- 
rung der Ansprüche führen darf, wie sie die meisten 
Betroffenen zur Zeit genießen. Die einzige Lösung, 
die sowohl mit dem Ziel einer Vereinheitlichung der 
Gemeinschafts Vorschriften als auch mit der Wah- 
rung der durch diese Bestimmungen erworbenen 
Vergünstigungen in Einklang steht, besteht somit 
darin, daß alle Mitgliedstaaten den Arbeitnehmern, 
die bei ihnen versichert sind und deren Familien in 
einem anderen Mitgliedstaat wohnen, die Familien- 
leistungen nach ihren Rechtsvorschriften zahlen. 

Diese Verpflichtung darf jedoch nicht dazu führen, 
daß den Mitgliedstaaten, nach deren Rechtsvor- 
schriften der Leistungsanspruch allein vom Wohnen 
der Familienangehörigen in ihrem Gebiet und nicht 
von der Erwerbstätigkeit der Eltern abhängt, die 
Möglichkeit genommen wird, eine Zulage in Höhe 
des Unterschieds zwischen dem Betrag der nach 
ihren eigenen Rechtsvorschriften geschuldeten Lei- 
stungen und dem Betrag der nach den Rechtsvor- 
schriften des Beschäftigungsmitgliedstaates geschul- 
deten Leistungen zu zahlen. 

Schließlich sollte wegen des ganz besonders ge- 
lagerten Falles der in den französischen Rechtsvor- 
schriften vorgesehenen Wohnungsbeihilfen und we- 


gen der erheblichen technischen Schwierigkeiten mit 
ihrer Zahlung in andere Mitgliedstaaten bei diesen 
Leistungen eine Ausnahme zum Grundsatz der Aus- 
fuhr der Familienleistungen gemacht werden. 


II. Analyse des Verordnungs Vorschlags 

Artikel 1 Absätze 1 bis 3 

In den Artikeln 73 und 74 der Verordnung Nr. 1408/ 
71 ist künftig der Anspruch auf die Familienleistun- 
gen des Beschäftigungslandes für alle Arbeitnehmer 
und Arbeitslose, deren Familien in einem anderen 
Mitgliedstaat wohnen, festgelegt. Der Anspruch um- 
faßt sämtliche Familienleistungen mit Ausnahme der 
Wohnungsbeihilfe (vgl. Absatz 11 Buchstabe b). 

Artikel 73 Abs. 2 und Artikel 74 Abs. 2, in denen 
für die den französischen Rechtsvorschriften unter- 
liegenden Arbeitnehmer bzw. Arbeitslosen eine 
anderslautende Regelung vorgesehen war, werden 
somit gestrichen. 

Wegen der Streichung von Artikel 74 Abs. 2 ist es 
angezeigt, Absatz 3, der sich ebenfalls auf die An- 
wendung allein der französischen Rechtsvorschriften 
bezieht, in den Anhang V, ^Abschnitt „D. Frank- 
reich" Ziffer 4 zu übertragen (vgl. Artikel 1 Abs. 11 
Buchstabe a des Verordnungs Vorschlags). 

Artikel 1 Abs. 4 Buchstaben a und b und Absatz 5 

Bei Artikel 75 Abs. 1 und Artikel 76 der Verord- 
nung Nr. 1408/71 werden die Verweisungen auf 
Artikel 73 und Artikel 74 den darin vorgenomme- 
i nen Änderungen entsprechend angepaßt. 

Artikel 1 Abs. 4 Buchstabe c 

Mit der Streichung von Artikel 73 Abs. 2 und 
Artikel 74 Abs. 2 wird Artikel 75 Abs. 2 mit den 
Vorschriften über die Gewährung der Familienbei- 
hilfen an Familienangehörige von Arbeitnehmern 
und Arbeitslosen, die den französischen Rechtsvor- 
schriften unterliegen, sowie über ihre Erstattung 
gegenstandslos. 

Artikel 1 Abs. 6 

Artikel 90 wird überflüssig, weil: 

— einerseits die Wohnungsbeihilfen nur in den 
französischen Rechtsvorschriften als Familien- 
leistungen gelten und die Voraussetzungen für 
ihre Gewährung künftig in Anhang V Abschnitt 
„D. Frankreich" niedergelegt sind; 

— andererseits die einzigen Familienleistungen mit 
bevölkerungspolitischer Zweckbestimmung, die 
seit Inkrafttreten der Verordnung Nr. 1408/71 in 
Luxemburg eingeführt wurden, die vorgeburt- 
lichen Beihilfen sind und es besser schien, sie in 
Anhang I aufzuführen. 
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Artikel 1 Abs. 7 

Artikel 94 Abs. 9 hatte den Zweck, die Ansprüche 
der im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verord- 
nung Nr. 1408/71 den französischen Rechtsvorschrif- 
ten unterliegenden Arbeitnehmer zu wahren, wenn 
die Betreffenden auf Grund zweiseitiger Verein- 
barungen zwischen Frankreich und anderen Mit- 
gliedstaaten günstigere Leistungen bezogen. 

Da der neue Artikel 73 die Verhältnisse dieser 
Arbeitnehmer nur bessern kann, wird Artikel 94 
Abs. 9 gegenstandslos. 

Artikel 1 Abs . 8 

Wie bekannt, bildet Artikel 98 der Verordnung Nr. 
1408/71 die Grundlage für diesen Vorschlag. 

Artikel 1 Abs. 9 

Die mit Gesetz vom 17. April 1974 in Luxemburg 
eingeführten vorgeburtlichen Beihilfen gehören zu 
den besonderen Geburtsbeihilfen, die gemäß 
Artikel 1 Buchstabe u Ziffer i der Verordnung Nr. 
1408/71 nicht in den Geltungsbereich dieser Verord- 
nung fallen und somit in deren Anhang I aufzu- 
führen sind. 


Artikel 1 Abs . 10 

Infolge der Änderungen in den deutschen Rechts- 
vorschriften, die mit dem am 1. Januar 1975 in Kraft 
getretenen Gesetz von 5. August 1974 erfolgten, 
erachtete die luxemburgische Regierung die Beibe- 
haltung des Artikels 11 Abs. 2 Buchstabe b des Ab- 
kommens vom 14. Juli 1960 als überflüssig. Diese 
Streichung muß rückwirkend ab 1. Januar 1975 
gelten. 

Artikel 1 Abs. 1 1 Buchstabe a 
vgl. Artikel 1 Abs. 1. 

Artikel 1 Abs. 11 Buchstabe b 

Die neue in Anhang V Abschnitt „D. Frankreich" 
aufzunehmende Ziffer 5 bildet eine Ausnahme zum 
Grundsatz der Ausfuhr der Familienleistungen des 
zuständigen Landes. In dieser Ausnahme sind die in 
den französischen Rechtsvorschriften vorgesehenen 
Wohnungsbeihilfen erfaßt. Einerseits handelt es sich 
um Leistungen mit besonderer Zielsetzung, da sie 
als Instrument einer Wohnungspolitik verwendet 
werden. Andererseits sind ihre Zuerkennungsvor- 
aussetzungen in bezug auf Qualität und Kosten der 
Wohnung eng mit den Wohnverhältnissen in Frank- 
reich verknüpft und könnten sich somit als unge- 
eignet für die Wohnverhältnisse in einem anderen 
Mitgliedstaat erweisen. Darüber hinaus würde ihre 
Gewährung in einem anderen Mitgliedstaat erheb- 
liche Verwaltungsschwierigkeiten mit sich bringen. 


Artikel 2 Abs. 1 

Mit Artikel 10 Abs. 1 der Verordnung Nr. 574/72 
soll das Zusammentreffen von Familienleistungen, 
die in einem Mitgliedstaat nur auf Grund des Woh- 
nens der Familienangehörigen geschuldet werden, 
mit Familienleistungen, die auf Grund der Beschäf- 
tigung des Arbeitnehmers in einem anderen Mit- 
gliedstaat geschuldet werden, verboten werden. In 
dieser Bestimmung wird dem aus der Beschäftigung 
in einem anderen Mitgliedstaat herrührenden An- 
spruch Vorrang eingeräumt und damit das Ruhen 
des Anspruchs auf die Familienleistungen des 
Wohnlandes vorgeschrieben. 

Mit dem vorgeschlagenen neuen Absatz 2 soll den 
Mitgliedstaaten, nach deren Rechtsvorschriften sich 
der Leistungsanspruch allein auf das Wohnen stützt, 
die Möglichkeit zuerkannt werden, den in ihrem 
Gebiet wohnenden Familienangehörigen eine Lei- 
stungszulage in Höhe des Unterschieds zwischen 
den nach ihren Rechtsvorschriften geschuldeten Lei- 
stungen und den nach den Rechtsvorschriften des 
Beschäftigungslandes des Arbeitnehmers gewährten 
Leistungen zukommen zu lassen, wenn letztere 
niedriger sind. 

Die Streichung des Artikels 23 Abs. 2 und des 
Artikels 74 Abs. 2 der Verordnung Nr. 1408/71 
macht den jetzigen Artikel 10 Abs. 3 gegenstands- 
los. 


Artikel 2 Absätze 2, 3, 4, 5 und 6 

Die in den Artikeln 87 und 89 vorgesehenen Durch- 
führungsbestimmungen zu Artikel 73 Abs. 2 und 
Artikel 74 Abs. 2 der Verordnung Nr. 1408/71 sind 
gegenstandslos geworden. 

Die übrigen Bestimmungen oder Überschriften des 
Titels IV Kapitel 7 erfahren die erforderlichen An- 
passungen. 

Artikel 2 Abs. 7, 8, 9 und 10 

Artikel 98, in dem die Einzelheiten für die Erstat- 
tung der Familienbeihilfen festgelegt werden, die 
den Familien der den französischen Rechtsvorschrif- 
ten unterliegenden Arbeitnehmern oder Arbeits- 
losen in Anwendung der Artikel 73 Abs. 2 und 
Artikel 74 Abs. 2 der Verordnung Nr. 1408/71 ge- 
währt wurden, ist hinfällig geworden. 

Die übrigen Bestimmungen des Titels V erfahren 
die erforderlichen Anpassungen. 


Artikel 2 Abs. 11 

Die Durchführungsbestimmungen zu Artikel 94 
Abs. 9 der Verordnung Nr. 1408/71 werden wegen 
Streichung dieser letzteren Vorschrift gegenstands- 
los. 
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Artikel 2 Absätze 12 und 13 

In den Anhängen 2 und 10 der Verordnung Nr. 574/ 
72 werden auch die Hinweise auf die durch diesen 
Vorschlag gestrichenen Bestimmungen der Verord- 
nungen Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 gestrichen. 


Artikel 3 

Nach Verabschiedung dieses Vorschlags durch den 
Rat wird eine Mindestfrist von sechs Monaten für 
Aufstellung, Druck und Veröffentlichung der durch 
die Anwendung der neuen Bestimmungen der Ver- 
ordnungen Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 bedingten 
neuen Vordrucke in den sechs Sprachen der Gemein- 
schaft erforderlich sein. 
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Anlage A 


Familienangehöriger die außerhalb des Beschältigungslandes wohnen 
und Familienleistungen gemäß Verordnung Nr. 1408/71 beziehen 


Beschäfti- 

gungsland 

B 

DK 

D 

F 

IR 

IT 

L 

NL 

UK 

Zusammen 

Wohnland 

B 




245 

8 980 



4 996 

11 599 


25 820 

DK 


— 

1 





2 


3 

D 

89 



1 100 



1 805 

615 

14 

3 623 

F 

1 798 


1.460 




2 230 

163 

5 

5 656 

IR 



12 


— 



11 

2 587 l ) 

2 610 

IT 

6 105 


80 915 

2 000 



941 

276 

59 

90 296 

L 

1 27 


10 

70 



— 

1 


108 

NL 

i 5 544 


9 471 

42 



7 

— 

8 

15 072 

UK 

25 

1 

11 





164 



200 

Insgesamt 

1972 

13 588 









143 388 

1973 

14 602 

50 

92 125 

12 192 

441 

— 

9 979 

12 831 

2 673 2 ) 

144 593 


*) Anscheinend stellt eine Reihe im Vereinigten Königreich beschäftigter irischer Arbeitnehmer keinen Antrag auf 
Leistungen. Ihre in Irland wohnenden Familienangehörigen erhalten weiterhin irische Familienbeihilfen. 

2 ) Hinzu kommen die 46 943 Kinder von Angehörigen der Streitkräfte des Vereinigten Königreichs, die in einem an- 
deren Mitgliedstaat stationiert sind und die Familienbeihilfen des Vereinigten Königreichs erhalten. 
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Kinder l.Kind 2 Kinder 3 Kinder 4 Kinder 5 Kinder 6 Kinder 



beihilfen 
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Familienbeihilfen und -leistungen nach Artikel 1 Buchstabe u 
der Verordnung Nr. 1408/71 



B 

D 

DK 

F 

Irl 

It 

L 

Familienbeihilfen 

X 

o 

o 

X 

o 

X 

o 

Beihilfen für kranke oder be- 
hinderte Kinder 

X 



X 2 ) 



X 

Beihilfen für unterhaltsberechtigte 

Kinder eines alleinstehenden 

Elternteils 



o 

X 2 ) 




Alleinverdienerzulage 




# 




Wohnungsbeihilfe 




# 




Familienurlaubsbeihilfe 

X 







Beihilfe zu Verwahrkosten 




# 




Beihilfe zu Schulbeginn 

X 



# 

1 . 

[ 




*) für die ersten zwei Kinder; ab 3. Kind: nur an Wohnen gebunden 
2 ) für alleinstehende Mütter genügt Wohnen 


Allgemeine Bemerkungen: 

1. Waisengeld, das in anderen Bestimmungen der Verordnung behandelt 
wird, und besondere Geburtsbeihilfen, die nicht unter die Verordnung 
fallen, wurden nicht in die Tabelle auf genommen. 

2. X — die Gewährung der Beihilfe hängt von der Ausübung einer Er- 

werbstätigkeit ab; 

O = die Gewährung der Beihilfe unterliegt nur der Wohnvoraus- 
setzung; 

0 = die Gewährung der Beihilfe hängt ab von: 

1) der Ausübung einer Erwerbstätigkeit 

2) einer Bedürftigkeitsvoraussetzung. 


Anlage C 


NL UK 
xi) O 
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